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stoppen! BVerfG-Urteil vom
05.11.2029 sofort umsetzen!

Beschluss-Nr.: VII1-1318/2020 Anzahl der Ausfertigungen: 8

Beschluss-T.: 10.03.2020 Verteiler:

- Bezirksburgermeister

- Mitglieder des Bezirksamtes (4x)
- Leiter des Rechtsamtes

- Leiter des Steuerungsdienstes

- BlUro des Bezirksbirgermeisters

Das Bezirksamt beschliel3t:

Die aus der Anlage ersichtliche Vorlage ist der Bezirksverordnetenversammlung zur
Kenntnis zu geben.

Soren Benn
Bezirksburgermeister



Bezirksamt Pankow von Berlin 10.03.2020

An die Drucksache-Nr.: VIII-1022
Bezirksverordnetenversammliung

Vorlage zur Kenntnisnahme
fur die Bezirksverordnetenversammlung gemaf 8 13 BezVG

1. Zwischenbericht

Unzul&ssige Hartz-IV-Sanktionen stoppen! BVerfG-Urteil vom 05.11.2019 sofort
umsetzen!

Wir bitten zur Kenntnis zu nehmen:

In Erledigung des in der 29. Sitzung am 22.01.2020 angenommenen Ersuchens der
Bezirksverordnetenversammlung — Drucksache Nr.: VI11-1022

Das Bezirksamt wird aufgefordert, gemeinsam mit dem Jobcenter Pankow im Rah-
men seiner Moglichkeiten (u.a. in der Tragerversammlung) die unverzugliche An-
wendung des BVerfG, Urteil vom 05.11.2019 — 1 BvL 7/16, welches u.a. Kirzungen
von Uber 30% des Hartz-1V-Regelsatzes fir verfassungswidrig erklart, sicherzustel-
len. Sanktionen wegen Pflichtverletzungen und Meldeversdumnissen durfen nicht
addiert werden. Sie sind auf max. 30 % zu begrenzen. Die Umsetzung des Gerichts-
urteils ist vollumfanglich ebenfalls fir alle Betroffenen unter 25 Jahren anzuwenden.
Zusatzlich sollen alle laufenden verfassungswidrigen Sanktions-maf3nahmen durch
Rucknahme des Sanktionsbescheides sofort beendet werden.

Weiter sollten Malinahmen entwickelt werden, die eine Wahrnehmungsquote von
Terminen durch Leistungsbeziehende im Jobcenter erhéhen.

Dabei sollten u.a. folgende Punkte bei der Einladungspraxis Beriicksichtigung finden
und geprift werden:

« Bertcksichtigungen von Terminwinschen von Kundinnen und Kunden


https://www.berlin.de/ba-pankow/politik-und-verwaltung/bezirksverordnetenversammlung/online/si010.asp?YY=2019&MM=11&DD=05

Angabe eines moglichst konkreten Termingrundes in der Einladung

Beachtung des BSG-Urteils vom 29.04.2015 - B 14 AS 19/14 R: Ermessens-
fehlgebrauch bei gleichlautenden Serieneinladungen ab dem dritten Melde-
versaumnis

Terminverschiebung ohne Prifung eines wichtigen Grundes

Hinweis an Kundinnen und Kunden in Bezug auf die Voraussetzungen fir einen
zulassigen Antrag auf Terminverschiebung sowohl in der Eingliederungsver-
einbarung als auch der Einladung zum Meldetermin

Minderjahrige sollen grundséatzlich ohne Sanktionsandrohung eingeladen wer-
den

wird gemal} 8 13 Bezirksverwaltungsgesetz berichtet:

Dem Ersuchen der BVV folgend wurde die Drucksache als Tagesordnungspunkt far
die 43. Sitzung der Tragerversammlung des Jobcenters Berlin Pankow am
27.03.2020 angemeldet. Es wird folgender Beschluss angestrebt:

Die Trager stellen fest, dass die rechtskonforme Umsetzung der Entscheidung des
BVerfG, 1 BvL 7/16, durch das Jobcenter Berlin Pankow sichergestellt ist.

Sie erteilen der Geschaftsfihrung des Jobcenters den Auftrag zu prufen, ob durch
die Entwicklung von neuen MalRhahmen und Ablaufen Meldeversaumnisse vermie-
den werden kdonnen. Dabei ist u.a. zu prifen, ob durch eine veranderte Einladungs-
praxis die Wahrnehmungsquote von Terminen erhéht werden kann. Die Trager er-
warten hierzu einen Bericht von der Geschaftsfihrung in der 45. Sitzung der Tréager-
versammlung am 04.09.2020.

Das Bezirksamt wird die Bezirksverordnetenversammlung im Anschluss an die 43.
Sitzung der Tragerversammlung informieren, sollte der angestrebte Beschluss nicht
gefasst werden. Im Fall einer Beschlussfassung wird das Bezirksamt der Bezirksver-
ordnetenversammlung im Anschluss an die 45. Sitzung der Tragerversammlung un-
aufgefordert Uber die Ergebnisse der Prifung durch das Jobcenter berichten.

Haushaltsmafige Auswirkungen

keine

Gleichstellungs- und gleichbehandlungsrelevante Auswirkungen

keine

Auswirkungen auf die nachhaltige Entwicklung

keine


https://www.berlin.de/ba-pankow/politik-und-verwaltung/bezirksverordnetenversammlung/online/si010.asp?YY=2015&MM=04&DD=29

Kinder- und Familienvertraglichkeit

Es wird das Ziel verfolgt, Sanktionierungen zu vermeiden. Damit wird Familien- und
Kinderarmut entgegengewirkt.

Rona Tietje
Soren Benn Bezirksstadtratin fur Jugend, Wirtschaft
Bezirksburgermeister und Soziales



Auswirkungen von Bezirksamtsbeschlissen auf eine nachhaltige Entwicklung im Sinne der Lokalen Agenda 21

Nachhaltigkeitskriterium keine Auswirkungen positive Auswirkungen negative Auswirkungen Bemerkungen
quantitativ qualitativ quantitativ qualitativ
Flache X
Versiegelungsgrad
Wasser X
Wasserverbrauch
Energie X

Energieverbrauch
Anteil erneuerbarer Energie

Abfall X
Hausmuillaufkommen
Gewerbeabfallaufkommen

Verkehr X
Verringerung des Individual-verkehrs
Anteil verkehrsberuhigter
Zonen
Busspuren
StraRenbahnvorrangschaltungen
Radwege

Immissionen X
Schadstoffe
Larm

Einschrankung von Fauna X
und Flora

Bildungsangebot

Kulturangebot

Freizeitangebot

Partizipation in Entscheidungsprozessen

Arbeitslosenquote

Ausbildungsplatze

Betriebsansiedlungen

X | X | X | X | X |X|X|X

wirtschaftl. Diversifizierung nach Branchen




	Bezirksamt Pankow von Berlin
	B E S C H L U S S
	B e z i r k s a m t  P a n k o w  v o n  B e r l i n
	Beschlussgegenstand: Unzulässige Hartz-VI-Sanktionen stoppen! BVerfG-Urteil vom 05.11.2029 sofort umsetzen!
	Beschluss-Nr.:  VIII-1318/2020 Anzahl der Ausfertigungen:   8
	Beschluss-T.:  10.03.2020  Verteiler:


	Vorlage zur Kenntnisnahme für die Bezirksverordnetenversammlung gemäß § 13 BezVG
	In Erledigung des in der 29. Sitzung am 22.01.2020 angenommenen Ersuchens der Bezirksverordnetenversammlung – Drucksache Nr.: VIII-1022
	wird gemäß § 13 Bezirksverwaltungsgesetz berichtet:
	Haushaltsmäßige Auswirkungen
	Gleichstellungs- und gleichbehandlungsrelevante Auswirkungen
	Auswirkungen auf die nachhaltige Entwicklung
	Kinder- und Familienverträglichkeit

	Auswirkungen von Bezirksamtsbeschlüssen auf eine nachhaltige Entwicklung im Sinne der Lokalen Agenda 21

